
Am 29. April 2011 trafen sich die 
GOZ-Referenten der (Landes-)Zahn-
ärztekammern sowie die Mitglieder 
des Senates für privates Leistungs- und
Gebührenrecht der Bundeszahnärzte-
kammer zur Koordinierungskonferenz
in Berlin, um sich über den aktuellen
Sachstand der Novellierung der Gebüh-
renordnung für Zahnärzte (GOZ) zu in-
formieren, den vorliegenden Entwurf zu

bewerten und zu diskutieren. Im Ergeb-
nis waren sich die Teilnehmer der Ko-
ordinierungskonferenz darin einig, alle
Möglichkeiten zu nutzen, die noch für
eine punktuelle Nachbesserung beste-
hen. Hierzu zählt insbesondere eine
Veränderung des Punktwertes – min-
destens die Anpassung an den GOÄ-
Punktwert – und die Verankerung einer
Pflicht zur regelmäßigen Anpassung im

Verordnungstext. Dass der Verord-
nungsgeber auf die Einführung einer
Öffnungsklausel in der GOZ verzichtet 
– darin waren sich alle einig – sei un-
bedingt positiv zu beurteilen. 
Eine Stellungnahme zum GOZ-Re-
ferentenentwurf wird in Kürze auf
www.bzaek.de bereitgestellt. 

(Quelle: BZÄK)
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Gebührenordnung für Zahnärzte:

Referenten fordern Punktwertanhebung

Der Beruf des Zahnarztes wird deutlich
weiblicher. Über 50 Prozent der Uni-
versitätsabsolventen in Bayern sind
Frauen. Der FVDZ Bayern fordert seit
Jahren die Vereinbarkeit von Beruf und
Familie für Vertragszahnärztinnen. Mit
dem Versorgungsgesetz der Gesetzli-
chen Krankenversicherung von 2011
seien vom Gesetzgeber wichtige Eck-

punkte festgelegt worden, die jetzt aber
umgesetzt werden müssten. Schwanger-
schaft und Familienbetreuung seien der-
zeit nicht mit der vertragszahnärztlichen
Berufsausübung vereinbar, erkannten
die 60 Delegierten des FVDZ Bayern auf
ihrer Landesversammlung in Weiler. Sie
fordern deshalb Politik, Verbände, Ver-
sorgungswerke, Zahnärztekammern und

Kassenzahnärztliche Vereinigungen auf,
die Rahmenbedingungen freiberuflicher
zahnärztlicher Berufsausübung auf eine
Vereinbarkeit mit Schwangerschaft und
Familie zu überprüfen. „Im Sinne der frei-
beruflichen Berufsausübung müssen die
Rahmenbedingungen für Zahnärztinnen
mit Kindern verbessert und zukunftsfä-
hig gemacht werden“, heißt es in dem
einstimmig verabschiedeten Weiler An-
trag.

(Quelle: FVDZ)
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Unterstützung von Zahnärztinnen
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Das geplante Patientenrechtegesetz
sorgt derzeit für zahlreiche Debatten 
im Gesundheitswesen. Es soll die Si-
cherheit und die Rechtslage von Patien-
ten gegenüber Ärzten verbessern. Die
Mehrheit der deutschen Mediziner fin-
det laut einer aktuellen Umfrage eine
stärkere Position der Bürger gut: 55 Pro-
zent bejahen die Ausweitung der Pa-
tientenrechte, so das Ergebnis des mo-
natlich erhobenen CGM-Gesundheits-
MONITORs. 
Die moderne Medizin bietet viele Be-
handlungswege, deren Abläufe häufig
komplex und für Laien schwer nachvoll-
ziehbar sind. Das Patientenrechtege-
setz soll Bürgern mehr Sicherheit bie-
ten. Ärztekammern befürchten aller-
dings, dass strenge gesetzliche Vor-
gaben das vertrauensvolle Verhältnis
zwischen Arzt und Patient beeinträch-

tigen können. Die Mehrheit der befrag-
ten Mediziner (55 Prozent) bejaht eine
Stärkung der Patientenrechte: 20,5 Pro-
zent der befürwortenden Ärzte sind der
Ansicht, dass Patienten bessere Einbli-
cke in ihre Behandlung erhalten. Außer-
dem übernehmen sie mehr Verantwor-
tung für ihre Gesundheit (34,5 Prozent).
Allerdings lehnen auch einige Medi-
ziner das geplante Gesetz ab: Gut 
ein Drittel der Befragten (36,8 Prozent)
ist der Meinung, dass die Patienten-
rechte bereits ausreichend berücksich-
tigt werden. Vermehrte Klagen gegen
Ärzte befürchten nur 7,3 Prozent.
Der Umgang mit Behandlungsfehlern
spielt bei der Diskussion um verbes-
serte Patientenrechte eine wichtige
Rolle. Durch das Gesetz sollen unter 
anderem Therapieabläufe besser doku-
mentiert, Fehlerquellen analysiert und

Aufklärungsmaßnahmen verschärft
werden. Viele Mediziner kennen den
Handlungsbedarf: 61,4 Prozent bestäti-
gen, dass Patienten sogar sehr häufig
von Behandlungsfehlern ärztlicher Kol-
legen berichten. 2,7 Prozent werden
eher selten darauf angesprochen, gut
jeder dritte Arzt (35,9 Prozent) nie.
Welche konkreten Maßnahmen können
die Probleme mit Behandlungsfehlern
entschärfen? Ärzte sind bei dieser Frage
unterschiedlicher Meinung: 7,5 Prozent
favorisieren die Einrichtung eines Ent-
schädigungsfonds. 12,6 Prozent halten
die Unterstützung von Krankenkassen
am sinnvollsten, zum Beispiel durch
Gutachten. Ein Drittel (32,7 Prozent)
plädiert in erster Linie dafür, Fehler-
meldesysteme noch intensiver zu nut-
zen als bisher. Gut ein weiteres Drittel
(35,2 Prozent) hält es dahingegen für
wichtiger, Aufklärung und Dokumen-
tation weiter auszubauen. 

(Quelle: CGM GesundheitsMONITOR)

Patientenrechtegesetz:

Von Mehrheit der Mediziner begrüßt 
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